
  Der Unterausschuss für Bürgerangelegenheiten erklärte die Angelegenheit als 
erledigt, nachdem die Verwaltung ausführlich über die Entscheidung des 
Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport des Landes NW 
(Oberste Bauaufsichtsbehörde) berichtet hatte. 

 
 
 


